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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nn 54. 


(Jr. 3063.) Beſtaͤtigungsurkunde für die Berliner gemeinnuͤtzige Baugeſellſchaft. Vom 
28. Oktober 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ic. dc. 


Nachdem unter der Benennung „Berliner gemeinnuͤtzige Baugeſellſchaft“ 
in Berlin ein Aktienverein mit einem auf mindeſtens 20,000 Rthlr. und hoͤch— 
ſtens 1,000,000 Rthlr. angenommenen Grundkapitale hauptſaͤchlich zu dem 
Zwecke zuſammengetreten iſt, um in gemeinnuͤtziger Weiſe durch Bauausfuͤh— 
rungen in den verſchiedenen Stadttheilen Berlins oder vor deſſen Thoren ge⸗ 
ſunde und geraͤumige Wohnungen zur billigen Vermiethung an ſogenannte 
kleine Leute mit der Ausſicht für Letztere auf den Erwerb des Eigenthums 
der bebauten Grundſtücke zu beſchaffen, wollen Wir dem anliegenden, unterm 
13. September 1848. gerichtlich vollzogenen Statut des Vereins mit der 
Maaßgabe: 

daß alle im Intereſſe der Geſellſchaft zu erlaſſende oͤffentliche Bekannt— 

machungen, namentlich auch das im H. 20. des Statuts erwahnte Auf- 

gebot ausgelooſter Aktien, ſoweit daſſelbe durch die Zeitungen erfolgen 

ſoll, durch die im F. 18. daſelbſt genannten beiden Zeitungen und im 

Falle des Eingehens der einen oder andern dieſer Zeitungen, durch die— 

jenige Zeitung, welche der Vorſtand der Geſellſchaft in deren Stelle 

beſtimmen wird, zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden; 0 
hierdurch Unſere landesherrliche Beſtaͤtigung ertheilen. 

Die gegenwartige Urkunde iſt mit dem Statut durch die Geſetzſammlung 
bekannt zu machen. a 

Gegeben Sansſouei, den 28. Oktober 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Bonin. Kisker. 
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Geſellſchaftsvertrag 
der 
Berliner gemein nuͤtzigen Baugeſellſchaft. 


Die Unterzeichneten ſind zu einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: 
„Berliner gemeinnuͤtzige Baugeſellſchaft“ zuſammengetreten, fuͤr welche folgende 
Beſtimmungen gelten. 


T itte lr 
Name und Zweck der Geſellſchaft. 
$. 1. 


Die Berliner gemeinnuͤtzige Baugeſellſchaft hat zunaͤchſt den Zweck: in 
gemeinnuͤtziger Weiſe durch Bauausfuͤhrungen in den verſchiedenen Stadttheilen 
Berlins oder vor deſſen Thoren geſunde und geraͤumige Wohnungen fuͤr ſo⸗ 
genannte kleine Leute zu beſchaffen, dieſe Wohnungen billigſt zu vermiethen, 
und die bebauten Grundſtuͤcke den Miethern, welche zu dieſem Behufe einzelne 
Genoſſenſchaften bilden, 30 Jahre nach dem Zuſammentritt einer jeden be— 
treffenden Genoſſenſchaft als freies Eigenthum zu uͤbergeben. 

Nach Erreichung dieſer erſten Aufgabe beabſichtigt die Geſellſchaft die 
gemeinnuͤtzige Ausfuͤhrung anderweitiger baulicher Anlagen, welche Titel VI. 
H. 37. naher bezeichnet find. 


Titel l. 


Mitglieder der Geſellſchaft. Gerichtsſtand der Geſellſchaft. 
Zeitdauer derſelben. Hoͤhe des Aktienkapitals. 


§. 2. 
Mitglied der Geſellſchaft iſt Jeder, der entweder 
a) ſich durch Uebernahme von Aktien betheiligt, oder 
p) ſich zu einem jährlichen Beitrage von mindeſtens 8 Rthlr. (Acht Thaler) 
verpflichtet. ; 
Die Geſellſchaft hat ihren Sitz in Berlin und ihren Gerichtsſtand bei 
dem Koͤniglichen Stadtgericht daſelbſt. N 
Ihre Zeitdauer iſt unbeſchraͤnkt. Das Aktienkapital wird auf mindeſtens 
20,000 Rehlr. feſtgeſetzt und ſoll die Summe von 1,000,000 Rthlr. nicht uͤber⸗ 
ſteigen. Es wird in Aktien à 100 Rthlr. vertheilt, die, auf jeden Inhaber 
lautend, nach dem beiliegenden Schema ausgefertigt und von dem Vorſtande 
£ unterſchrieben find. 


r 
Allgemeine Grundzuͤge des Planes. Nachweis der Ausfuͤhr— 
barkeit. 
$. 3. 
Zur Beſchaffung des zum Ankauf der Grundſtuͤcke und zur RANG 
er 
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der Haͤuſer noͤthigen Aktienkapitals werden die Aktien (F. 2.) ſukzeſſive aus⸗ 
gegeben. 


L. 4. 


Die jährlichen Beiträge der Geſellſchaftsmitglieder aber, ſowie alle 
außerordentlichen Einnahmen und alle Geſchenke, welche der Geſellſchaft zu— 
fließen, falls die Geber nicht eine andere Verwendungsart vorſchreiben, wer— 
den in den Reſervefonds gelegt. 


. 

Die Miethsbetraͤge fuͤr die geſammten Wohnungen der Geſellſchaftshaͤu— 
ſer (conf. H. 3.) ſollen ſo geſtellt werden, daß das Anlagekapital fuͤr jedes 
einzelne Grundſtuͤck ſich nach Abzug der Verwaltungskoſten mit 6 Prozent 
verzinſet. Iſt die Summe des Anlagekapitals nicht durch 10 theilbar, ſo wer— 
den die angefangenen 10 Rthlr. für voll gerechnet. 


H. 6. 


Die Miether eines jeden ſolchen Gebaͤudes treten als Genoſſenſchaft zu— 
ſammen, ſobald alle Wohnungen des betreffenden Gebaͤudes vermiethet ſind. 


K 
Wenn nach Bildung einer Miethsgenoſſenſchaft einzelne Theile des be— 
treffenden Geſellſchaftshauſes nicht bewohnt ſind, ſo wird der Reſervefonds als 
Miether der leer ſtehenden Wohnungen betrachtet, zahlt als ſolcher die Miethe, 
hat aber auch nach Maaßgabe der gezahlten Miethe einen Antheil an allen den 
Vortheilen, welche der Miethsgenoſſenſchaft, reſp. den einzelnen Mitgliedern, 
Seitens der Geſellſchaft gewaͤhrt werden. 


§. 8. 

Wenn ein Miether mit der Bezahlung der Miethe in Ruͤckſtand bleibt, 
fo muß der Reſervefonds für den ruͤckſtaͤndigen Betrag aufkommen. Der Res 
ſervefonds erwirbt dagegen durch Bezahlung eines ſolchen Ruͤckſtandes alle die 
Rechte, welche dem Miether zuſtehen wuͤrden, wenn er ſelbſt fuͤr die richtige 
Bezahlung der Miethe geſorgt haͤtte. 


9.9, 

Nach $$. 5., 7. und 8. wird alſo der Reinertrag der Geſellſchaftshaͤu— 
fer, einſchließlich der etwa aus dem Reſervefonds zu zahlenden Miethe, ftets 
6 Prozent des Anlagekapitals betragen, und von dieſer Einnahme ſoll regel— 
maͤßig der dritte Theil Calfo 2 Prozent des Anlagekapitals) zur Amortiſation 
von Aktien verwendet werden. 


H. 10. 4 


Außer der nach F. 9. zur Amortiſation von Aktien beſtimmten Summe 
ſollen zu gleichem Zwecke auch noch die auf bereits amortiſirte Aktien fallenden 
Zinſen verwendet werden und dieſe Zinſen ſollen unter allen Umſtaͤnden 4 Pro⸗ 
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zent betragen, ſelbſt wenn dadurch die uͤbrigen Aktien eine geringere Dividende 
erhalten muͤßten. 


$. 11. 


Demnach wird (conk. HH. 9. und 10.) das Anlagekapital für jedes ein— 
zelne Grundſtuͤck nach Verlauf von 30 Jahren, vom Tage des Zuſammentritts 
einer Miethsgenoſſenſchaft an gerechnet, vollſtaͤndig amortiſirt fein, und das be— 
treffende Grundſtuͤck ſoll alsdann der berechtigten Miethsgenoſſenſchaft als Ei— 
genthum uͤbergeben werden. 


$. 12. 


Um jedoch die Miether nicht zu zwingen, die ganze Amortiſationsperiode 
hindurch ein und daſſelbe Quartier zu bewohnen oder dieſe Periode abzuwarten, 
um zum Genuſſe ihrer intellektuellen Antheile zu gelangen, ſo ſoll der Referve- 
fonds der Geſellſchaft zugleich berechtigt ſein, von einem gewiſſen Zeitpunkte 
ab, ſoweit es die Mittel geſtatten, jedem Miether auf Verlangen feinen intel- 
lektuellen Antheil gegen eine beſtimmte Abfindungsſumme abzukaufen, wodurch 
dann die Geſellſchaft ruͤckſichtlich des erkauften intellektuellen Antheils an die 
Stelle des Miethers tritt. Der Reſervefonds erhaͤlt daher, da er die von den 
Miethsgenoſſen ſich gewiſſermaßen erſparten Antheile jederzeit fluͤſſig macht, fuͤr 
dieſe zugleich den Beruf einer Sparkaſſe. 

. 

Die Geſellſchaft errichtet keine großen ſogenannten Familienhaͤuſer, ſon— 
dern nur Gebaͤude von ungefaͤhr 6 bis 12 Wohnungen, je nach Verhaͤltniß 
des Raumes und ſonſtiger Umftände. h 

Die Wohnungen werden luftig, geräumig und bequem eingerichtet, Keller— 
wohnungen ſind ausgeſchloſſen. a 

Für jedes Gebäude nebſt Zubehör wird ein befonderes Hypothekenfolium 
angelegt und der Beſitztitel fuͤr die Geſellſchaft berichtigt. 

§. 14. 
g Zu Miethern werden nur Perſonen angenommen, die mindeſtens 5 Jahre 
in Berlin wohnen, in gutem Rufe ſtehen, eigenes Mobiliar beſitzen und einen 


beſtimmten Broderwerb nachweiſen konnen. Vorzugsweiſe ſoll auf Familien— 
väter geſehen werden, welche von Mitgliedern der Geſellſchaft empfohlen find. 


Ft 
Verzinſung und Amortiſation des Aktienkapitals. 
$. 15. 


Nach FK. 5. ſollen die Miethsbetraͤge für die Geſellſchaftshaͤuſer jo feſt— 
geſtellt werden, daß das Anlagekapital nach Abzug der Verwaltungskoſten ſich 
mit 6 Prozent verzinſet, und hiervon ſoll der dritte Theil (2 Prozent) zur 
Amortiſation der Aktien verwendet werden. 

d Die 
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Die uͤbrigen 2 Drittheile des Reinertrages ſind zur Verzinſung des Ak— 
tienkapitals beſtimmt und werden als Dividende unter die Aktionaire verthe 
Dieſe Dividende würde, wenn die Vermiethung ſaͤmmtlicher Grundſtuͤcke ma 
dem Augenblicke der reſp. Aktienzeichnung einträte, allemal 4 Prozent betragen, 
da dies jedoch nicht der Fall fein kann, auch geringe Summen unter 10 Riblr. 
bei der Berechnung des Anlagekapitals für voll gerechnet werden ſollen (H. 5.), 
ſo wird ſich hin und wieder ein geringer Minder- reſp. Mehrbetrag ergeben. 
Es wird aber, um die Amortiſationsſumme im Voraus firiren zu koͤnnen (HF. 9. 
bis 11.), hierdurch beſtimmt, daß zuvoͤrderſt alle amortiſirten Aktien (F. 10.) 
volle 4 Prozent Zinſen erhalten, die alsdann uͤbrig bleibende Summe aber auf 

die anderen Aktien gleichmaͤßig vertheilt wird. 
Mehr als 4 Prozent Dividende darf jedoch kein Aktionair bekommen; 
etwa ſich ergebende Ueberſchuͤſſe werden an den Reſervefonds abgefuͤhrt. 


§. 16. 


Die Auszahlung der Zinſen erfolgt im Kaſſenlokale der Geſellſchaft zu 
Berlin vom 1. bis 15. Juli. 


17. 
Die Reihenfolge der zu amortiſirenden Aktien beftimmt das Loos. Die 


Verlooſung erfolgt im Mai jeden Jahres in einer öffentlichen Verſammlung 
des Vorſtandes, zu welcher jedes Micglied Zutritt hat. 


$. 18. 

Die gezogenen Nummern werden durch zweimalige Inſertion in das 
Intelligenzblatt, in die neue Berliner Zeitung (gegenwärtig Deutſche Reform) 
und in die National⸗Zeitung zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Die Inſertion erfolgt Anfangs und Mitte des Monats Juni. 


5.49. 

Gegen Ablieferung der ausgelooſten mit Quittung zu verſehenden Aktien, 
zahlt die Geſellſchaft vom nächftfolgenden 1. Juli ab den vollen Nennwerth 
derſelben nebſt den bis zum 1. Juli ruͤckſtaͤndigen Zinſen. 

Die Geſellſchaft iſt befugt, aber nicht verpflichtet, die Berechtigung des 
Quittirenden zur Empfangnahme des Geldes zu prüfen. 

H. 20. 

Wird der Betrag einer ausgelooſten Aktie binnen 4 Jahren nicht einge⸗ 
löft, jo hat fie der Vorſtand 3 Mal in 2 monatlichen Zwiſchenraͤumen, unter 
Hinweiſung auf die ſtatutenmaͤßigen Folgen, in den drei Zeitungen, im Intelli— 
genzblatte und im Amtsblatte des Regierungsbezirks Potsdam aus zubieten, und 
einen Praͤkluſivtermin, der mindeſtens 2 Monat von der letzten Inſertion ent— 
fernt ſein muß, anzuberaumen. Wird die Aktie nicht ſpaͤteſtens in dieſem Ter— 
mine eingelöft, fo iſt ie ohne Weiteres erloſchen, und der Betrag fuͤr dieſelbe 
verfaͤllt der Geſellſchaft. 


(Nr. 306°.) F. . 
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$. 21. 


Zinszettel verfallen ohne Weiteres der Geſellſchaft, wenn ihr Betrag 
4 Jahre nach dem Zahlungstage nicht erhoben iſt. 


§. 22. 


Aktien und Zins zettel, welche angeblich verloren gegangen find, werden 
nur dann neu ausgefertigt, wenn die Inhaber ein gerichtliches Amortiſations— 
Erkenntniß beibringen. Ruͤckſichtlich ausgeloofter Aktien und faͤlliger Zinsſcheine 
muß dies innerhalb der in den $$. 20. und 21. angegebenen Praflufiotermine 
geſchehen, wenn darauf Ruͤckſicht genommen werden ſoll. 


Titel v. 


Beſondere Beſtimmungen uͤber die Miethsgenoſſenſchaft und 
Uebergabe der Grundſtücke. 


§. 23. 


Die Summe der in jedem Jahre zur Amortiſation gelangenden Aktien 
muß allemal dem Geſammtbetrage der in demſelben Jahre den Miethsgenoſſen— 
ſchaften zugeſchriebenen Eigenthumsantheile gleich ſein, dergeſtalt, daß, wenn 
alle Aktien amortiſirt find, das geſammte Grundvermögen der Geſellſchaft an 
die Mitglieder der Miethsgenoſſenſchaften, reſp. deren Rechtsnachfolger (unter 
denen ſich auch die Geſellſchaft ſelbſt, ruͤckſichtlich der angekauften und verfalle— 
nen oder durch Zahlung von Miethe erworbenen Antheile befindet) uͤberzegan— 
gen ſein muß. 

§. 24. 

Der Geſammtbetrag der in jedem Jahre den Miethsgenoſſen zugeſchrie— 
benen Eigenthumsantheile wird auf die einzelnen Genoſſenſchaften und die ein— 
zelnen Mitglieder nach Maaßgabe der gezahlten Miethe, unter Hinzurechnung 
von 4 Prozent Zinſen fuͤr die ihnen aus den fruͤheren Jahresabſchluͤſſen zuſte— 
henden Antheile repartirt. 

§. 25. 

Sobald eine Miethsgenoſſenſchaft 30 Jahre beſtanden hat, muß nach 
$. 11. das ganze zur Erwerbung eines Hauſes erforderlich geweſene Kapital 
amortiſirt fein, und das Grundſtuͤck ſoll dann mit allem Zubehör in das Gi- 
genthum der Mitglieder der betreffenden Miethsgenoſſenſchaften reſp. deren 
Rechtsnachfolger uͤbergehen. Mit dem Eintritt dieſes Zeitpunktes wird dann 
nach den Buͤchern der Geſellſchaft eine Berechnung angelegt, und der Antheil 
eines jeden Einzelnen an dem Geſammteigenthum definitiv feſtgeſtellt. Gegen 
dieſe Feſtſtellung iſt nur der Rekurs an das F. 71. erwaͤhnte Schiedsgericht 
zulaͤſſig. 

$. 20. 


Den Theilnehmern an dem Geſammteigenthum eines Grundſtuͤcks wird 
a dem⸗ 
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demgemaͤß von dem Vorſtande eine Uebereignungsurkunde ausgefertigt, welche 
mit gerichtlicher oder notarieller Beglaubigung, behufs der Beſitztitel⸗Berichti⸗ 
gung, verſehen wird. 

27; 

Bei der Deſinitivregulirung der Antheile koͤnnen einer oder mehrere von 
den Genoſſenſchaftsmitgliedern das Grundſtuͤck allein uͤbernehmen, und muͤſſen 
dann die Antheile der uͤbrigen entweder baar herauszahlen, oder, wenn die 
uͤbrigen Theilnehmer darin willigen, als Hypothekenſchulden uͤbernehmen. 

Bei dieſer Auseinanderſetzung haben die Miether allemal die Wahl, ob 
fie einen ideellen Antheil an dem Grundſtuͤcke, oder die in ihrem Miethskon⸗ 
trafte beſtimmte Abfindungsſumme beanfpruchen wollen. 

§. 28. 

Wenn die Geſellſchaft durch erworbene und verfallene Antheile an die 
Stelle von Miethsgenoſſen tritt, darf fie bei Abſchluß des im F. 27. erwaͤhn⸗ 
ten Auseinanderſetzungs-Nezeſſes niemals durch das Verlangen der baaren 
Auszahlung Einem der Miethsgenoſſen die Annahme des Grundſtuͤcks erſchwe— 
ren, vielmehr muß ſie den nach Gelde zu berechnenden Betrag ihres Antheils 
dem Annehmer als ein Darlehn zu 4 Prozent belaſſen, welches auf dem Grund— 
ſtuͤck zur erſten Slelle eingetragen wird, und bei prompter Zinszahlung nicht 
vor 5 Jahren gekuͤndigt werden kann. 

§. 29. 

Wer gegen die ausdruͤcklichen Beſtimmungen des mit der Geſellſchaft 
abgeſchloſſenen Miethskontrakts die Wohnung aufgiebt oder wegen Kontrakts⸗ 
widrigkeiten durch richterliches Erkenntniß zur Räumung der Wohnung verur⸗ 
theilt wird, geht ſeiner Anſpruͤche an das kuͤnftige Eigenthum der Genoſſen— 
ſchaft zu Gunften der Geſellſchaft verluſtig. 


H. 30. 


Wenn ein Miether verſtirbt, ſo treten ſeine Erben an ſeine Stelle, ohne 
daß eine Unterbrechung der Miethsperiode angenommen wird. 


§. 31. 

Die Modifikationen feſtzuſetzen, unter denen ein Miether aus einer 
Miethsgenoſſenſchaft in eine andere uͤbergehen kann, ohne erheblichen Verluſt 
zu erleiden, bleiot dem Vorſtande uͤberlaſſen. 

8. 2. 

Die Mitglieder jeder Miethsgenoſſenſchaft wählen durch Stimmenmehr⸗ 
heit (wobei alle Stimmen ohne Ruͤckſicht auf den Miethsbetrag gleiche Gel— 
tung haben), unter Aufſicht eines Vorſtandsdeputirten aus der Anzahl derje— 
nigen Miethsgenoſſen, welche mindeſtens 4 Jahre in ununterbrochener Folge 
Bewohner des Genoſſenſchaftsgebaͤudes find, einen Vizewirth, der als ſolcher 
Namens der Miethsgenoſſen mit der Geſellſchaft in Verbindung tritt. ame 
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ſich in einer Miethsgenoſſenſchaft Niemand, der dem obigen Erforderniſſe ent- 
ſpricht, ſo ernennt der Deputirte den Vizewirth. 


F. 33. 


Der Vizewirth wird auf ein Jahr gewaͤhlt, reſp. ernannt, und tritt ſein 
Amt am 1. Januar an. Er wird durch den Vorſtand mit einer beſonderen 
Inſtruktion verſehen werden. 


Tree 


Reſervefonds. Abfindung der Miether. Anderweitige gemein— 
nuͤtzige Anlagen. 


$. 34. 


Der Reſervefonds hat, außer der Deckung unvorhergeſehener Unfaͤlle, 
vornehmlich die Beſtimmung, ſoweit es ſeine Mittel geſtatten, die Antheile der— 
jenigen Miether, welche ihr Miethsverhaͤltniß aufgeben, durch Zahlung einer 
gewiſſen Abfindungsſumme fuͤr die Geſellſchaft zuruͤckzukaufen. (F. 12.) 


$. 35. 


Um jederzeit uͤberſehen zu konnen, für welche Abfindungsſumme ein 
Miether ſeinen Antheil an dem bewohnten Gebaͤude der Geſellſchaft uͤberlaſſen 
kann, wird jedem Miethskontrakte eine Tabelle beigegeben, in welcher fuͤr jedes 
der 30 Miethsjahre der Betrag der Abfindungsſumme im Voraus berechnet 
iſt, und die fo geſtellt wird, daß der größere Vortheil für den Ausſcheidenden 
in der laͤngeren Benutzung der Wohnung liegt. Dabei kommen nur volle 
Miethsjahre in Anſatz unter Fortlaſſung aller Bruchtheile. 

Wer nicht mindeſtens 5 volle Jahre in einem Geſellſchaftshauſe gewohnt 
hat, kann auf die Zahlung einer Abfindungsſumme keine Anſpruͤche machen. 

Beiſpielsweiſe wird eine ſolche Tabelle hier aufgeſtellt, welche die Ab- 
ſindungsſummen nachweiſt, die ein Ausſcheidender erhält, der jährlich 40 Thlr. 
Miethe giebt. 


Wer ausſcheidet erhält eine Abfin⸗ 
nach .. Jahren dungsſumme von 
1 Jahnhur 0 Rthlr. 

2 ST Nl 0 2 
ZH eee Din = 
A. cha Wir 
S sl 40 - 
E 48 
Ms Henne 57 
N 153, ll dies 
9 Err 77 z 
10 ar EFT 87 E 
LER TE HAAN 97 
A m Anne. 108 - 
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Wer ausſcheidet erhält eine Abfin- 
nach Jahren dungsſumme von 
13 Jahren . . . 120 Rthlr. 
14 2 e N 134 = 
FFF 149 = 
16 ae ne A 165 3 
r 182 = 
( 200 = 
Bang 219 -z2 
20 5 fh 239 2 
21 Ben: 260 = 
. 282 
R 305 = 
N 329 = 
Won e 354 
. 380 - 
% 407 = 
n 2 
. 465 =: 
r 500 = 

$. 36. 


Zum Reſervefonds fließen folgende Einnahmen: 

a) die Beiträge der Geſellſchaftsmitglieder; a 

b) alle außerordentlichen der Geſellſchaft zufließenden Einnahmen, nament⸗ 
lich alle Geſchenke, falls die Geſchenkgeber nicht eine andere Verwen— 
dungsart ausdruͤcklich vorſchreiben; 0 5 

c) die erworbenen und verfallenen Antheile an das Eigenthum der Mieths⸗ 
genoſſenſchaften; a 2 Se 

d) die Zinſen der dem Reſervefonds eigenthuͤmlich gehörigen Kapitalien ıc. 


$. 37. 


Sofern es die Mittel des Reſervefonds geſtatten, ſoll auch ein ent⸗ 
ſprechender Theil zu anderen fuͤr die Miethsgenoſſenſchaften erſprießlichen 
Zwecken verwendet werden, z. B. zu Anlage von Baͤdern, namentlich fuͤr Kin⸗ 
der, zur Einrichtung von Waſchhaͤuſern und Trockenplaͤtzen; zur Beſchaffung 
von Lokalen fuͤr Kleinkinderbewahr-Anſtalten und Spielplaͤtzen u. ſ. w. 


$. 38. 

Sobald alle im Laufe der Zeit ausgegebenen Aktien amortiſirt und mit⸗ 
hin alle Geſellſchaftshaͤuſer Eigenthum der Miethsgenoſſenſchaft geworden find, 
wird die Geſellſchaft nur aus beitragenden Mitgliedern und das Geſellſchafts— 
vermoͤgen nur aus dem Reſervefonds beſtehen, uͤber deſſen weitere Verwen— 
dung zu gemeinnützigen baulichen Zwecken eine General-Verſammlung be— 
chließen ſoll. f 

Jahrgang 1848. (Fr. 3003.) 64 Titel 
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enn 
Rechnungsweſen. 
H. 39. 
Die Geſellſchaft hat folgende Buͤcher zu fuͤhren: 

1) Ein Aktien-Kontobuch. In demſelben werden ſaͤmmtliche Aktien nach 
der Reihenfolge als Debet der Geſellſchaft gebucht; die amortiſirten 
Aktien werden dem Debet ab- und dem Habet zugeſchrieben. 

2) Ein Immobiliar-Kontobuch. Jedes Grundſtuͤck, welches die Geſellſchaft 
erwirbt und bebauet, erhaͤlt ein beſonderes Konto. In demſelben iſt der 
Kaufpreis des Grundſtuͤcks nebſt dem Koſtenbetrage der Baulichkeiten, 
ſowie der fuͤr beide Summen bis zur Vermiethung des Grundſtuͤcks ſich 
ergebende Zinſenverluſt in Anſatz zu bringen, auch die Reparaturkoſten 
und laufenden Abgaben zu buchen. 


$. 40. 


Das Konto jedes Grundſtuͤcks weiſt zugleich auf ein Nebenkonto für je: 
den Miether hin, in welchem die betreffenden Miethsbetraͤge verzeichnet, und 
der am Ende des Jahres fuͤr den Miether ſich ergebende Antheil an dem 
Grundſtuͤcke ausgeworfen iſt. 


F. 41. 


Jedes Grundſtuͤckskonto wird jährlich abgeſchloſſen und weiſt in Zahlen 
nach, wie hoch der Antheil der Geſellſchaft, und wie hoch derjenige der Mieths— 
genoſſenſchaft zu ſtehen kommt. Erſterer iſt als Habet, letzterer als Debet 
zu bezeichnen. 

$. 42. 


Die Summe der folchergeftalt gefundenen Debets muß allemal tiberein- 
ſtimmen mit dem durch die amortiſirten Aktien im Aktien-Kontobuche gewonne— 
nen Habet. 


$. 43. 


3) Ein Insgemeinkontobuch, in welchem alle nicht zu den Aktien und 
Miethsertraͤgen gehoͤrigen Einnahmen und alle nicht zu den Baurepara⸗ 
tur- und Unterhaltungskoſten (incl. Abgaben und Feuerkaſſengelder) ge- 
hoͤrigen Ausgaben gebucht werden. 


§. 44. 
4) Ein Kaſſabuch, durch welches alle baaren Einnahmen und Ausga⸗ 
ben gehen. 8. 45 f 

. 45. 


5) Ein Hauptbuch, in welchem die Reſultate der Spezial⸗-Kontobuͤcher auf: 
genommen ſind, und nach welchem der Abſchluß angelegt wird. 
a | 46, 
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i $. 46. f 
Der Abſchluß erfolgt jaͤhrlich mit dem 31. Dezember. 


$. 47. 

Der Abſchluß und die Feſtſtellung der Antheile, des Zinsſatzes, der 
Amortiſations⸗Summe u. ſ. w. muß, wenn nicht befondere Hinderniſſe dazwiſchen 
treten, zum 4. April vollendet und die Decharge bis fpäteftens den 15. Mai 
ertheilt ſein, ſo daß bis zum 1. Juni die Amortiſation der Aktien erfolgt ſein 


kann. 
$. 48. 
Die ſpezielleren Beſtimmungen uͤber das Rechnungsweſen, ſowie etwa 
ſich als nothwendig ergebende Modifikationen der $$. 39 — 47. bleiben der 
Beſchlußnahme des Vorſtandes uͤberlaſſen. 


H. 49. 


Alljaͤhrlich, und zwar, wenn nicht beſondere Hinderniſſe eintreten, im 
Auguſt, veroͤffentlicht der Vorſtand einen Rechenſchafts-Bericht, in welchem 
über den Stand des Unternehmens das Erforderliche mitzutheilen, namentlich 
das Reſultat des Abſchluſſes im Allgemeinen anzugeben iſt. 


Titel VII. 
Vertretung der Geſellſchaft. 


$. 50. 
Die Geſellſchaft wird vertreten: 
a) durch die Geſammtheit der Mitglieder in der General-Verſammlung, 
b) durch den Vorſtand, 
c) durch eine Rechnungs-Reviſions-Kommiſſion. 


General-Verſammlung. 


§. 51. 

General = Berfammlungen werden vom Vorſtande einberufen und in 
Berlin gehalten. Die ordentlichen General-Verſammlungen finden alljährlich 
im Monat Auguſt ſtatt, außerordentliche nur dann, wenn der Vorſtand die— 
ſelben für nothwendig erachtet. Der Vorſitzende des Vorſtandes und bei deffen 
Verhinderung fein Stellvertreter hat in derſelben den Vorſitz. 


§. 52. 
Die Einladung zur General-Verſammlung erfolgt durch Qmalige Inſer— 
tion in die H. 18. genannten Blaͤtter. 
H. 53. 
Jedes Geſellſchafts-Mitglied 15 berechtigt, den General-Verſammlungen 
n. 


mit beſchließender Stimme beizuwohn f 
(Nr. 3003.) 64% $. 54, 
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$. 34. 

Jedes Geſellſchafts-Mitglied hat beim Eintritt in die General-Ver⸗ 
ſammlung eine 8 Tage vorher vom Vorſtande auszufuͤllende Stimmkarte vor— 
zuzeigen. 

§. 35. 

Frauen find vom perſoͤnlichen Erſcheinen ausgeſchloſſen, konnen ihre 
Stimmen jedoch durch Stellvertreter abgeben laſſen. Niemand darf mehr als 
eine Stimme abgeben. 

$. 36. 

Bei allen Abſtimmungen, mit Ausnahme der im $. 73. erwähnten, ent⸗ 
ſcheidet die einfache Stimmenmehrheit. Im Falle der Stimmengleichheit giebt 
der Vorſitzende den Ausſchlag. 

$. 57. 

Ueber den Gang und das Ergebniß der Generalverſammlung wird von 
dem Syndikus der Geſellſchaft ein Protokoll aufgenommen und durch Unter— 
ſchrift von mindeſtens 5 Geſellſchaftsmitgliedern vollzogen. 


$. 58. 


Der Beſchluß der Generalverſammlung iſt erforderlich: 
1) zur Wahl der Mitglieder des Vorſtandes und deren Stellvertreter, 
2) zur Wahl des Schatzmeiſters, 
3) zur Wahl der Rechnungsreviſions-Kommiſſion, 
4) zur Ertheilung der Decharge, y 
5) zur Wahl der Schiedsrichter ($. 71.), 
6) zu Abänderungen und Ergänzungen des Statuts, 
7) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe fruͤherer Verſammlungen, 
8) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


Vorſtand. 
H. 59. 

Der Vorſtand beſteht aus dem Syndikus der Geſellſchaft, dem Bauver⸗ 
ſtaͤndigen und einem dritten Mitgliede. Gleichzeitig werden 3 Stellvertreter 
und ein Schatzmeiſter gewählt, welche den Sitzungen des Vorſtandes mit bera⸗ 
thender Stimme beiwohnen, und in einzelnen Behinderungsfaͤllen die Vorſtands— 
mitglieder vertreten. 

H. 60. 

Zum Syndikus kann nur ein Mitglied gewählt werden, welches richter⸗ 

liche Qualifikation hat, oder das Amt eines Juſtizkommiſſarius bekleidet. 
§. 61. 


Zum Bauverſtaͤndigen kann nur ein geprüfter Baumeiſter gewaͤhlt 
werden. 
H. 62. 
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F. 62. 


Die Mitglieder des Vorſtandes und die Stellvertreter werden als ſolche 
von der Generalverſammlung gewaͤhlt. Sie waͤhlen unter ſich den Vorſitzen— 
den und deſſen Stellvertreter. 

Wählbar ift jedes Geſellſchaftsmitglied, welches in Berlin feinen Wohnſitz 
hat und den Geſchaͤften in Perſon vorſtehen kann. 


§. 63. 


Die Vorſtandsmitglieder und die Stellvertreter, ſo wie der Schatzmeiſter 
werden auf 3 Jahr gewaͤhlt und ſind wieder waͤhlbar. 


F. 64. 


Zu den Verſammlungen des Vorſtandes wird jedes Vorſtandsmitglied 
und jeder Stellvertreter, ſo wie der Schatzmeiſter ſchriftlich eingeladen. 


§. 65. 

Der Vorſtand faßt Namens der Geſellſchaft bindende Beſchluͤſſe in allen 

Angelegenheiten, welche nicht der Generalverſammlung vorbehalten, oder der 

Rechnungsreviſions⸗Kommiſſion uͤberwieſen find; er beruft die Generalver— 

ſammlungen und hat in ſeiner erſten Verſammlung das Geſchaͤftsreglement 
fuͤr ſeine eigenen Arbeiten zu entwerfen. 


$. 66. 

Der Vorſtand vertritt die Geſellſchaft in jeder Beziehung nach außen. 
Seine Erklärungen verpflichten die Geſellſchaft rechtsverbindlich, wenn fie von 
den drei Mitgliedern, reſp. deren Stellvertretern, vollzogen ſind. Auch die Be— 
fehlüffe der Generalverſammlung erlangen, Dritten gegenüber, nur bindende 
Kraft, wenn ſie in obige Form gebracht worden. Der Vorſtand iſt verpflich⸗ 
tet, die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung in ſtatutenmaͤßiger Form zur Aus— 
fuͤhrung zu bringen. 


$. 67. 

Der Vorſtand it befugt, ſich bei einzelnen Geſchaͤften durch geeignete 
Deputirte oder ganze Deputationen vertreten zu laſſen, die er aus den Mit⸗ 
gliedern der Geſellſchaft erwählt, und deren Befugniſſe, Dritten gegenuber, 
nach der ihnen vom Vorſſande zu ertheilenden ſchrifflichen, jederzeit wiverrufe 
lichen Inſtruktion beurtheilt werden. Dieſelben bleiben dabei der Kontrole des 
Vorſtandes unterworfen. 

F. 68. 

Namentlich iſt dem Vorſtande geſtattet, wenn der Umfang der Geſchaͤfte 
es erfordert, einen Buchhalter und einen Boten anzuſtellen. Dem erſteren 
koͤnnen zugleich geringere Auszahlungen an Arbeiter u. ſ. w. bis zur Hoͤhe 
der von ihm für dieſen Fall zu beſtellenden Kaution vom Schatzmeiſter über: 


tragen werden. 
(Nr. 3063.) Schatz⸗ 
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Schatzmeiſter. 
69. 
Der Schatzmeiſter wird von der Generalverſammlung erwaͤhlt, nimmt 


mit berathender Stimme an allen Sitzungen des Vorſtandes Theil und erhaͤlt 
von dieſem ſeine Inſtruktion. 


Rechnungs-Reviſionskommiſſion. 
§. 70. 

Die Rechnungs-Reviſionskommiſſion beſteht aus drei Mitgliedern und 
hat die Obliegenheit, die Buͤcher zu revidiren, die gelegten Rechnungen mit den 
dazu gehörigen Belaͤgen zu prüfen und dadurch die Decharge-Ertheilung Sei⸗ 
tens der Generalverſammlung vorzubereiten. Auch wird dieſelbe alljaͤhrlich eine 
außerordentliche Kaſſenreviſion vornehmen. 


Schiedsgericht. 
$. 71. 


Streitigkeiten zwiſchen den Mitgliedern der Geſellſchaft oder den Mieths— 
genoſſenſchaften einerſeits und dem Vorſtande andererſeits, werden durch ein 
Schiedsgericht von drei Mitgliedern entſchieden, von welchen eins durch die 
Generalverſammlung, eins durch die Miethsgenoſſenſchaft, das dritte durch die 
beiden bereits ernannten Mitglieder erwaͤhlt wird, und worunter ein Rechtsver⸗ 
ftändiger, d. h. richterlicher Near oder Juſtizkommiſſarius ſein muß. 

Das Schiedsgericht faͤllt ſein Urtheil zunaͤchſt nach den Geſellſchafts— 
ſtatuten, eventuell nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. 

Dieſe Beſtimmungen find den Miethern der Geſellſchaftsquartiere befon- 
ders bekannt zu machen, und in jeden Miethskontrakt mit aufzunehmen. 


Oberaufſicht des Staats. 
§. 72. 


Die Oberaufſicht des Staats wird durch den Ober-Praͤſidenten der Pro- 
vinz ausgeuͤbt, welcher befugt iſt, ſich dazu eines Kommiſſarius zu bedienen. 
Der Kommiſſarius hat das Recht, den Generalverſammlungen und den Sitzun— 

en des Vorſtandes beizuwohnen und die Wahlverhandlungen in formeller 
Hinſicht zu verifiziren. 


Aufloͤſung der Geſellſchaft. 
§. 73. 


Die Geſellſchaft kann ihre Auflöfung durch eine Mehrheit von 3 der 
Stimmen der Anweſenden beſchließen, wenn bei der Abſtimmung 3 der Stimmen 
ſaͤmmt⸗ 


— 369 — 


ſaͤmmtlicher Geſellſchaftsmitglieder vertreten geweſen ſind. Iſt dies nicht der 
Fall, ſo wird eine neue Generalverſammlung nach 6 Wochen zuſammenberu⸗ 
fen, in welcher die Mehrheit von 3 der Anweſenden entſcheidet. 

Wenn in dieſem Falle oder in Folge geſetzlicher Beſtimmungen die Ge— 
ſellſchaft ſich auflöft, ſo erhält kein Aktionair mehr als den Nennwerth ſeiner 
Aktien nebſt ruͤckſtaͤndigen Zinſen a 4 Prozent. 

Ueber die Verwendung des nach Befriedigung der Aktionaire etwa ver: 
bleibenden Ueberſchuſſes hat die letzte Generalverſammlung zu beſchließen. 


$. 74. 


Soweit nicht in vorſtehendem Statute abweichende Beſtimmungen ge: 
troffen ſind, kommen die Vorſchriften des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften 
vom 9. November 1843. zur Anwendung. 


H. 75. 
Bis zur erſten Generalverſammlung werden dem Komité, beſtehend aus: 
1) dem Landbaumeiſter C. W. Hoffmann, 
2) dem General⸗Staatskaſſen⸗Buchhalter G. F. Liedke, 
3) dem Kammergerichts⸗Aſſeſſor Dr. Gaebler, 
alle Rechte und Pflichten des Vorſtandes und der Generalverſammlung bei— 
gelegt. 


a zu den Aktien. 
. 


E 
der Berliner gemeinnützigen Baugeſellſchaft. 
M 


über Ein Hundert Thaler in Preuß. Kurant. 


Inhaber diefer Aktie nimmt auf Hoͤhe des obigen Betrages von Ein 
Hundert Thaler in Preuß. Kurant, nach naͤherem Inhalte der am 
won Sr. Majeſtaͤt dem Könige von Preußen beftätigten Statuten 
verhaͤltnißmaͤßig Theil an dem geſammten Eigenthum der Berliner gemeinnuͤtzi⸗ 
gen e und den jaͤhrlich zur Vertheilung kommenden Ueberſchuͤſſen. 
erlin, den | 


Der Vorſtand der Berliner gemeinnuͤtzigen Baugeſellſchaft. 
(Stempel.) (Drei Unterſchriften.) 


— — 


(Nr. 3063.) Schema 
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Dividendenſchein 
zu Aktie Me ... 


Inhaber r Dividendenſcheins erhaͤlt die fuͤr den Zeitraum vom 
bis auf obige Aktie fallende Dividende 
aus der Geſellſchaftskaſſe ber, Berliner gemeinnuͤtzigen Baugeſellſchaft. Die 


Zahlung erfolgt vom 1. bis 15. Juli. 
ieſer Dividendenſchein iſt vier Jahre nach dem Erhebungstage werthlos. 


Berlin, den 


Der Vorſtand der Berliner gemeinnuͤtzigen Baugeſellſchaft. 
(Stempel.) (Drei Unterſchriften.) 


